
 

HALLESCHE  

Krankenversicherung auf Gegenseitigkeit 

BGR 78 – 04.16 

Seite 1 von 3 
 

 

Wichtige Hinweise und Erklärungen des Anmeldenden und der zu versichernden Person 

 

 

 

Anwendbares Recht 

 

Auf den Vertrag findet deutsches Recht Anwendung. 

 

 

Übertragung von Rechten und Pflichten 

 

Die Rechte und Pflichten aus diesem Versicherungsverhältnis werden vom Versicherungsnehmer auf den 

Hauptversicherten übertragen, insbesondere die Pflicht zur Beitragszahlung. Einzelheiten ergeben sich aus 

den Zusatzbedingungen sowie den Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 

 

 

Kundengeldsicherung 

 

Versicherungsvertreter der HALLESCHE Krankenversicherung sind nicht bevollmächtigt, Zahlungen, die 

der Versicherungsnehmer/Hauptversicherte an sie leistet, anzunehmen, es sei denn, die HALLESCHE 

Krankenversicherung hat dem Versicherungsvertreter eine schriftliche Vollmacht hierüber erteilt. 

 

 

Einwilligung des Versicherers bei Tagegeldversicherungen 

 

Mir ist bekannt, dass der Abschluss einer weiteren oder die Erhöhung einer bestehenden Krankenhaus- 

und/ oder Krankentagegeldversicherung nur mit Einwilligung der HALLESCHE Krankenversicherung 

möglich ist. Bei vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Verletzung dieser Obliegenheit ist die HALLESCHE 

Krankenversicherung gemäß § 28 des Versicherungsvertragsgesetzes berechtigt, den Versicherungsvertrag 

fristlos zu kündigen und/oder ggf. die Leistung zu verweigern. 

 

 

Zustandekommen des Vertrags 

 

Mir ist bekannt, dass mit Eingang der Anmeldung bei der HALLESCHE Krankenversicherung der Versi-

cherungsvertrag zustande kommt. Versicherungsschutz besteht ab dem in der Anmeldung genannten Zeit-

punkt, jedoch nicht vor Eingang der Anmeldung bei der HALLESCHE Krankenversicherung. Abwei-

chend hiervon kann der Versicherungsbeginn bis zu zwei Monate vor Zugang der Anmeldung bei der 

HALLESCHE Krankenversicherung liegen, wenn die Allgemeinen Versicherungsbedingungen dies vor-

sehen. Die Beiträge sind ab dem Versicherungsbeginn zu bezahlen. 

 



 

HALLESCHE  

Krankenversicherung auf Gegenseitigkeit 

BGR 78 – 04.16 

Seite 2 von 3 
 

 

 

Widerrufsbelehrung  

 

Widerrufsrecht  

 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Text-

form (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie die Versicherungsbestä-

tigung, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die 

weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) in Ver-

bindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung - sofern und soweit diese 

Informationen nach der Art des Gruppenversicherungsvertrages möglich sind - und diese Beleh-

rung jeweils in Textform erhalten haben, jedoch nicht vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß  

§ 312i Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit Artikel 246c des Einfüh-

rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die recht-

zeitige Absendung des Widerrufs.  

 

Der Widerruf ist zu richten an: 

 

HALLESCHE Krankenversicherung a. G.  

Reinsburgstraße 10, 70178 Stuttgart.  

 

Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende Faxnummer zu richten:  

07 11/66 03-3 33 

 

Widerrufsfolgen 

 

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir erstatten Ihnen den 

auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt ha-

ben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, 

der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten; 

dabei handelt es sich um einen Betrag in Höhe von 1/30 des in der Versicherungsbestätigung aus-

gewiesenen monatlichen Gesamtbeitrags pro Tag, an dem Versicherungsschutz bestand. Die Er-

stattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des 

Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirk-

same Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzun-

gen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind. 

Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 des Versicherungsvertragsgesetzes wirksam ausgeübt, sind 

Sie auch an einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebun-

den. Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Ver-

trag aufweist und eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage einer 

Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe darf weder 

vereinbart noch verlangt werden. 

 

Besondere Hinweise 

 

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von 

Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 

 

Ihre 

HALLESCHE Krankenversicherung 
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Anhang 
 

Bürgerliches Gesetzbuch [BGB] 

 
§ 312i   Allgemeine Pflichten im elektronischen Geschäftsverkehr 

(1) Bedient sich ein Unternehmer zum Zwecke des Abschlusses eines Vertrags über die Lieferung von 

Waren oder über die Erbringung von Dienstleistungen der Telemedien (Vertrag im elektronischen Ge-

schäftsverkehr), hat er dem Kunden  

1. angemessene, wirksame und zugängliche technische Mittel zur Verfügung zu stellen, mit deren Hilfe 

der Kunde Eingabefehler vor Abgabe seiner Bestellung erkennen und berichtigen kann, 

2. die in Artikel 246c des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche bestimmten Informationen 

rechtzeitig vor Abgabe von dessen Bestellung klar und verständlich mitzuteilen, 

3. den Zugang von dessen Bestellung unverzüglich auf elektronischem Wege zu bestätigen und 

4. die Möglichkeit zu verschaffen, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Geschäfts-

bedingungen bei Vertragsschluss abzurufen und in wiedergabefähiger Form zu speichern. 

 

Bestellung und Empfangsbestätigung im Sinne von Satz 1 Nummer 3 gelten als zugegangen, wenn die 

Parteien, für die sie bestimmt sind, sie unter gewöhnlichen Umständen abrufen können. 

 

 

 
Einführungsgesetz zum BGB [BGBEG] 

 
Artikel 246c   Informationspflichten bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr 

Bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr muss der Unternehmer den Kunden unterrichten 

1. über die einzelnen technischen Schritte, die zu einem Vertragsschluss führen, 

2. darüber, ob der Vertragstext nach dem Vertragsschluss von dem Unternehmer gespeichert wird und ob 

er dem Kunden zugänglich ist, 

3. darüber, wie er mit den gemäß § 312i Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zur 

Verfügung gestellten technischen Mitteln Eingabefehler vor Abgabe der Vertragserklärung erkennen 

und berichtigen kann, 

4. über die für den Vertragsschluss zur Verfügung stehenden Sprachen und 

5. über sämtliche einschlägigen Verhaltenskodizes, denen sich der Unternehmer unterwirft, sowie über die 

Möglichkeit eines elektronischen Zugangs zu diesen Regelwerken. 

 

 


